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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. DIEHSBACHER als Vorsitzenden und die Richterin Dr. 
KLOIBMÜLLER als Beisitzerin über die Beschwerde des XXXX, StA. Irak, gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 09.01.2007, Zl. 06 09.729-BAI, nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 
09.11.2011 zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 3 Abs 1 AsylG 2005 idgF abgewiesen. 

Text 

Entscheidungsgründe: 
 

I. Verfahrensgang und Sachverhalt: 
 

Der nunmehrige Beschwerdeführer (im Folgenden kurz: "BF"), eigenen Angaben zufolge ein Staatsangehöriger 
des Irak und Angehöriger der Volksgruppe der Araber, gelangte am 14.09.2006 mit dem Flugzeug aus dem Iran 
nach Österreich, wobei er sich mit einem gefälschten Pass auswies, und stellte am selben Tag einen Antrag auf 
internationalen Schutz. Dabei gab er an, sein Bruder sei im Irak getötet worden und habe er Angst vor 
Terroristen (AS 13 ff). 
 

Bei der am 15.09.2005 durchgeführten Erstbefragung (AS 5 ff) brachte der BF vor, seine Heimat am 31.08.2006 
auf dem Landweg in den Iran verlassen zu haben. Dort habe er sich 13 Tage aufgehalten, ehe er nach Österreich 
geflogen sei. 
 

Zu seinem Fluchtgrund befragt gab er an, dass Terroristen im März oder April 2004 begonnen hätten, ihn und 
seinen Bruder zur Zusammenarbeit zu nötigen, widrigenfalls sie getötet würden. Sein Bruder sei am 01.08.2004 
ermordet worden und habe der BF selbst danach mehrfach Morddrohungen erhalten. Aus Angst um sein Leben 
habe er seine Heimat verlassen (AS 9 ff). 
 

Am 21.09.2006 wurde der BF vor dem Bundesasylamt, Erstaufnahmestelle Ost, niederschriftlich einvernommen 
(AS 95 ff). 
 

Dabei brachte er vor, irakischer Staatsangehöriger, Angehöriger der Volksgruppe der Araber sowie moslemisch-
schiitischen Glaubens zu sein. Er sei weder vorbestraft noch werde er von der Polizei oder sonstigen Behörden in 
seinem Heimatland gesucht. 
 

Als Grund für das Verlassen seines Heimatlands gab er an, dass seine Familie jahrelang von bewaffneten 
Banden, deren Namen er nicht kenne, belästigt und bedroht worden sei. Die Terroristen hätten von der Familie 
des BF verlangt, sie zu unterstützen. Am 01.08.2004 sei der Bruder des BF durch eine Mine getötet worden. 
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Die Bedrohung sei in der Form erfolgt, dass Drohzettel und auch Handgranaten auf das Haus der Familie des BF 
geworfen worden seien, sodass dieses zerstört worden sei. 
 

Im Falle seiner Rückkehr in den Irak befürchte der BF, getötet zu werden. 
 

In der Folge reiste der BF nach Belgien weiter, wo er am 29.09.2006 Asyl beantragte (vgl. AS 163). Am 
14.11.2006 wurde der BF auf Basis der Dublin II-VO wieder nach Österreich überstellt (AS 137). 
 

Am 14.12.2006 wurde der BF vor dem Bundesasylamt, Außenstelle Innsbruck, niederschriftlich einvernommen 
(AS 241 ff). 
 

Dabei gab der BF an, in Bagdad geboren und aufgewachsen zu sein und zehn Schuljahre absolviert zu haben. Er 
habe den Beruf des Buchhalters erlernt und von 2003 bis zu seiner Ausreise im August 2006 als solcher 
gearbeitet. Sein Vater sei gelähmt und könne nicht mehr arbeiten, seine Mutter sei im Dezember 2004 
verstorben. Der BF habe 2002 geheiratet und habe mit seiner Gattin zwei Kinder. Gemeinsam mit seiner Familie 
habe er im Haus des Vaters gelebt. Weiters habe er drei Brüder und drei Schwestern, welche im Irak leben 
würden. Einer seiner Brüder sei am 01.08.2004 mit seinem LKW bei einer Bombenexplosion ums Leben 
gekommen. Unmittelbar nach dessen Tod habe er sich entschlossen, die Heimat zu verlassen, er habe aber bis 
August 2006 keinen Schlepper gefunden. 
 

Schon vor dem Tod des Bruders hätten alle Leute in der Gegend Drohungen einer Terrororganisation 
bekommen. Im Oktober 2004 sei der BF auf dem Weg zur Arbeit von circa zehn maskierten Männern 
geschlagen und für den Fall, dass er in dieser Gegend noch einmal angetroffen werde, mit dem Tode bedroht 
worden. Der BF habe sich in einer Klinik behandeln lassen und ab diesem Zeitpunkt bis zu seiner Ausreise nur 
mehr bei Bekannten und Verwandten übernachtet. Dies sei das einzige Mal gewesen, dass er persönlichen 
Kontakt mit den Leuten der Terrororganisation gehabt habe. Bis zu seiner Ausreise habe es keine weiteren 
Vorfälle gegeben, von denen er persönlich betroffen gewesen wäre. 
 

Dem BF wurden weiters länderkundliche Feststellungen zum Irak vorgehalten, gegen welche er keine Einwände 
hatte (AS 253). 
 

Mit dem angefochtenen Bescheid des Bundesasylamtes vom 09.01.2007 (AS 289 ff) wurde der Antrag auf 
internationalen Schutz des BF gemäß § 3 Abs 1 AsylG abgewiesen und dem BF der Status des Asylberechtigten 
nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). 
 

Gemäß § 8 Abs 1 Z 1 AsylG wurde dem BF der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt 
II.) und diesem gemäß § 8 Abs 4 AsylG eine befristete Aufenthaltsbewilligung bis 08.01.2008 erteilt. 
 

Das Bundesasylamt traf Feststellungen zum Irak (S 16 bis 23 des Bescheides) und stellte fest, dass die Identität 
und die Nationalität des BF feststünden. 
 

Weiters wurde festgestellt, dass der BF in seiner Heimat von staatlicher Seite aus keinem der in der Genfer 
Flüchtlingskonvention genannten Gründe verfolgt werde. 
 

In seiner Beweiswürdigung führte das Bundesasylamt aus, dass es glaubwürdig sei, dass der BF und andere 
Leute in seiner Wohngegend mit Flugzetteln einer Terrororganisation bedroht worden seien. Auch werde es dem 
BF geglaubt, dass er im Oktober 2004 von maskierten Männern geschlagen und bedroht worden sei. 
 

Die vom BF vorgelegten Schriftstücke hätten sich nicht auf den Tod des Bruders, sondern eines anderen Mannes 
bezogen. Es könne jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass der Bruder des BF tatsächlich durch eine Mine 
gestorben sei. 
 

Rechtlich führte das Bundesasylamt zu Spruchpunkt I. aus, dass die vom BF befürchteten Übergriffe solche 
durch Private seien und nicht erkannt werden könne, dass diese seitens der staatlichen Behörden im Irak gebilligt 
werden würden. Dem Tod des Bruders des BF fehle der zeitliche Zusammenhang mit der zwei Jahre später 
erfolgten Ausreise des BF. Daher könne kein Asyl gewährt werden. 
 

Aufgrund der Situation im Irak und der dortigen Sicherheitslage, insbesondere im Raum Bagdad, sei dem BF 
jedoch subsidiärer Schutz zuzuerkennen und sei diesem folglich eine befristete Aufenthaltsbewilligung zu 
erteilen. 
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Mit Schriftsatz vom 24.01.2007 erhob der BF gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides fristgerecht Berufung (AS 
363 ff; nunmehr als Beschwerde zu werten). 
 

Darin wendet er sich gegen die Beweiswürdigung des angefochtenen Bescheides, wonach sich die von ihm 
vorgelegten Dokumente nicht auf den Tod seines Bruders beziehen würden. Bei den in den vorgelegten 
Dokumenten angeführten Namen handle es sich um die Namen seines Vaters bzw. seines Großvaters, um die 
Abstammung aus der Familie darzulegen. Sein Bruder sei sehr wohl bei einem - zuvor angedrohten - 
Terroranschlag getötet worden, zumal er bei einem Unternehmen tätig gewesen sei, das mit den Amerikanern 
zusammenarbeite. 
 

Zudem sei der Schwager des BF im Jahr 2006 entführt worden und sei bis heute verschwunden. 
 

Die irakischen Sicherheitskräfte seien nicht in der Lage, ihm effektiven Schutz zu gewähren. Schließlich seien 
die Länderfeststellungen im angefochtenen Bescheid unvollständig. 
 

Mit Schriftsatz vom 27.02.2007 legte der BF diverse Urkunden in arabischer Sprache vor, deren Übersetzung 
seitens des Asylgerichtshofes veranlasst wurde. 
 

Am 28.05.2008 stellte die Gattin des BF für sich und ihre zwei mj. Kinder über die österreichische Botschaft in 
Teheran einen Auslandsantrag iSd § 35 AsylG, welcher mit einer positiven Wahrscheinlichkeitsprüfung endete. 
Am 25.10.2008 reiste die Gattin des BF mit ihren beiden mj. Kindern legal mit Reisepass und Visum nach 
Österreich und stellte am 03.11.2008 für sich und ihre mj. Kinder jeweils einen Antrag auf internationalen 
Schutz. 
 

Mit Bescheiden des Bundesasylamtes vom 14.01.2009 wurden diese Anträge auf internationalen Schutz 
bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten jeweils abgewiesen, der Gattin und den beiden mj. 
Kindern des BF jedoch jeweils der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt und jeweils eine befristete 
Aufenthaltsberechtigung bis 29.12.2009 erteilt. 
 

Gegen den abweisenden Teil dieser Bescheide erhoben die Gattin und die beiden mj. Kinder des BF fristgerecht 
Beschwerde. 
 

Im November 2009 wurde das dritte Kind des BF und seiner Gattin geboren und für dieses am 13.11.2009 ein 
Antrag auf internationalen Schutz gestellt. 
 

Dieser Antrag wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 23.11.2009 bezüglich der Zuerkennung des Status 
des Asylberechtigten jeweils abgewiesen, der Tochter des BF jedoch der Status der subsidiär Schutzberechtigten 
zuerkannt und eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis 22.11.2010 erteilt. 
 

Gegen den abweisenden Teil dieses Bescheides wurde fristgerecht Beschwerde erhoben. 
 

Im XXXXwurde das vierte Kind des BF und seiner Gattin geboren und für dieses am 11.11.2010 ein Antrag auf 
internationalen Schutz gestellt. 
 

Dieser Antrag wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 17.11.2010 bezüglich der Zuerkennung des Status 
des Asylberechtigten jeweils abgewiesen, dem Sohn des BF jedoch der Status der subsidiär Schutzberechtigten 
zuerkannt und eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis 15.11.2011 erteilt. 
 

Gegen den abweisenden Teil dieses Bescheides wurde fristgerecht Beschwerde erhoben. 
 

Der Asylgerichtshof führte am 06.10.2011 in der Sache des BF und seiner Familie eine öffentliche mündliche 
Beschwerdeverhandlung durch. Der BF ließ sich krankheitsbedingt entschuldigen, seiner Gattin wurde die 
Gelegenheit gegeben, neuerlich ihre Ausreisemotivation umfassend darzulegen. 
 

In der Folge wurde die Verhandlung vertagt. 
 

Am 09.11.2011 setzte der Asylgerichtshof in der Sache des BF und seiner Familie die öffentliche mündliche 
Beschwerdeverhandlung fort, in der dem BF Gelegenheit gegeben wurde, neuerlich seine Ausreisemotivation 
umfassend darzulegen. Hinsichtlich der entscheidungswesentlichen Angaben des BF in der 
Beschwerdeverhandlung sei auf die Ausführungen im Rahmen der Beweiswürdigung verwiesen. 
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Die befristeten Aufenthaltsbewilligungen des BF und seiner Familie wurden jährlich verlängert, zuletzt mit einer 
Gültigkeit bis 02.11.2012. 
 

II. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN: 
 

Zur Person des BF werden folgende Feststellungen getroffen: 
 

1.1. Der BF ist Staatsangehöriger des Irak, Angehöriger der arabischen Volksgruppe sowie muslimisch-
schiitischen Glaubens. 
 

Er stammt aus Bagdad, wo er von 1984 bis 1994 die Grundschule besuchte. Von 2003 bis zu seiner Ausreise im 
Jahr 2006 war der BF als Buchhalter tätig. 
 

Nach wie vor im Irak wohnhaft sind der Vater und drei Brüder des BF. 
 

Der BF hat im Jänner 2002 die Ehe geschlossen und entstammen dieser Ehe vier Kinder, wobei die beiden 
jüngeren Kinder in Österreich geboren sind. 
 

1.2. Zu den vom BF vorgebrachten Fluchtgründen werden folgende Feststellungen getroffen: 
 

Festgestellt wird, dass der Bruder des BF, welcher für ein mit den Amerikanern zusammenarbeitendes 
Logistikunternehmen tätig war, am 01.08.2004 bei einer Explosion zu Tode gekommen ist. 
 

Nicht festgestellt werden kann, dass dem BF aus diesem Grund asylrelevante Gefährdung droht. 
 

Für den BF kann auch kein sonstiges asylrelevantes Bedrohungsszenario im Falle seiner Rückverbringung in den 
Irak festgestellt werden. 
 

2. Zur Lage im Irak werden auf Basis der nachfolgend genannten und in der Beschwerdeverhandlung 
vorgehaltenen Quelle zusammengefasst folgende Feststellungen getroffen: 
 

Wichtige Bevölkerungsgruppen 
 

Derzeit wird die Gesamtbevölkerung auf etwa 32,3 Mio. Menschen geschätzt. Nationalgefühl und 
gesamtstaatlicher Zusammenhalt sind seit dem Sturz Saddam Husseins im Gefolge des Irakkriegs von 2003 
schwach ausgeprägt. Erst seit Ministerpräsident Nuri al-Maliki mit seinem betont national-irakischen Kurs bei 
den Provinzwahlen im Januar 2009 erfolgreich war, ist eine gewisse Renaissance dieser Ideen zu verspüren. 
Insgesamt bestimmen aber weiterhin traditionelle Stammesstrukturen und ethnischreligiöse Zugehörigkeiten die 
gesellschaftlichen und politischen Loyalitäten bzw. Konfliktlinien. Die wichtigsten ethnisch-religiösen 
Gruppierungen sind - (arabische) Schiiten, die 60 bis 65 % der Bevölkerung ausmachen und vor allem den 
Südosten / Süden des Landes bewohnen; - (arabische) Sunniten (17 bis 22 %) mit Schwerpunkt im Zentral- und 
Westirak. Aus dieser Gruppe stammten Saddam Hussein und seine Familie sowie der größte Teil der früheren 
politischen Führung Iraks und der aufgelösten Baath-Partei; - die vor allem im Norden des Landes lebenden 
Kurden (ca. 15 bis 20 %), überwiegend sunnitisch, aber auch jesidisch und in kleinen Teilen schiitisch. Hinzu 
kommen die Christen (ca. 3 %, v. a. assyrische sowie mit Rom unierte chaldäische Christen), turksprachige 
Turkmenen (1 bis 2 %), die vor allem in Bagdad lebenden gnostischen Mandäer / Sabäer, die sich auf Johannes 
den Täufer berufen, sowie andere kleinere religiöse oder ethnische Minderheiten. Diese Zahlen sind angesichts 
der gegenwärtigen Migration nur vage Annäherungen. Insbesondere die christliche Gemeinschaft ist durch 
Emigration seit 2003 stark geschrumpft bzw. ist zum Teil in die Region Kurdistan- Irak geflüchtet. 
 

Die Verfassung 
 

Gemäß der Verfassung, die das irakische Volk am 15.10.2005 in einem Referendum annahm, ist Irak ein 
demokratischer, föderaler und parlamentarisch-republikanischer Staat. Der Islam ist Staatsreligion und eine 
(nicht die) Hauptquelle der Gesetzgebung. Das Parlament, dem die konkrete Ausgestaltung des Föderalismus 
vorbehalten ist, verabschiedete am 11.10.2006 ein Gesetz über die Einrichtung von Regionen. Danach können 
sich seit 2008 mehrere Provinzen zu Regionen zusammenschließen. In der Verfassung (Artikel 114) wird die 
Region Kurdistan-Irak anerkannt. Sie umfasst folgende Gebiete: die Provinz Dohuk; den größten Teil der 
Provinz Sulaimaniya; etwa die Hälfte der Provinz Erbil; kleine Teile der Provinzen Ninawa und Diyala. Art. 19 
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Abs. 1 und Art. 86 ff. der Verfassung bezeichnen die Rechtsprechung als unabhängige Gewalt. Das Oberste 
Bundesgericht erfüllt die Funktion eines Verfassungsgerichts. Der Gerichtsaufbau bleibt den noch zu erlassenden 
Ausführungsgesetzen vorbehalten. Die Rechtsprechung ist in der Praxis von einem eklatanten Mangel an 
Richtern, Staatsanwälten sowie Justizbeamten gekennzeichnet. Viele von ihnen haben im Rahmen der 
Entbaathifizierung ihren Arbeitsplatz verloren, andere haben aus Furcht vor Anschlägen und persönlicher 
Verfolgung Ämter und Land verlassen. Unter den amtierenden Richtern sind noch einige, die bereits unter dem 
alten Regime im Amt waren. Am 25.09.2006 setzte das Parlament eine aus 27 Mitgliedern bestehende 
Kommission zur Revision des Verfassungstextes ein. Sie legte am 23.05.2007 einen vorläufigen Bericht zur 
Verfassungsänderung vor. Über die umstrittenen Artikel 73 (Kompetenzen des Präsidenten) und 140 (Status der 
ölreichen Provinz Tamin) konnte die Kommission jedoch keinen Konsens erzielen; die zentralen Fragen der 
Verfassungsrevision sind somit weiterhin umstritten, und eine Einigung ist nicht abzusehen. 
 

Die Entwicklung seit den Parlamentswahlen im März 2010 
 

Die dritten Parlamentswahlen fanden am 07.03.2010 statt. Nach einer Phase von Betrugsvorwürfen und 
Stimmüberprüfungen bestätigte der Oberste Gerichtshof erst am 01.06.2010 das Endergebnis und erklärte damit 
das säkular ausgerichtete schiitischsunnitische Bündnis "Iraqiya" des frühreren Premierministers Iyad Allawi mit 
91 von insgesamt 325 Sitzen zum Sieger. Das "Rechtsstaatsbündnis" des amtierenden schiitischen 
Premierministers Nuri Al-Maliki erhielt 89 Mandate. Drittplatzierter wurde die schiitischreligiöse "Irakische 
Nationale Allianz" (INA) von ISCI (Ammar Al-Hakim) und Sadr-Bewegung (Muqtada Al-Sadr) (70 Sitze). Die 
"Kurdische Allianz" erhielt 43 Mandate, die kurdische Oppositionsbewegung "Goran" acht, weitere Parteien die 
restlichen Mandate. Das Parlament trat zwar am 14.07.2010 zu einer konstituierenden Sitzung zusammen, 
vertagte sich aber ergebnislos auf unbestimmte Zeit. Seither führen fast alle Parteien mit allen anderen nahezu 
ununterbrochen geheime oder vertrauliche Beratungen. Da die höchsten Staatsämter (Präsident, Premier, 
Parlamentspräsident) voraussichtlich wieder zwischen den drei großen Gruppen Schiiten, Sunniten und Kurden 
verteilt werden sollen, ist eine Vorvereinbarung über ein künftiges Regierungsbündnis eigentlich bis zur Wahl 
des ersten Amtes erforderlich. Für die Wahl des Staatspräsidenten rechnen sich die Kurden gute Chancen für die 
Wiederwahl des amtierenden Präsidenten Talabani aus. 
 

Die Kurdische Allianz unter der Führung des kurdischen Regionalpräsidenten Massoud Barzani ist ein 
Zusammenschluss der beiden großen kurdischen Parteien KDP und PUK sowie zehn weiterer kleinerer 
Gruppierungen. Obwohl die Kurden erneut als "Königsmacher" mit den schiitischen Mehrheitsparteien paktieren 
könnten, verfolgen sie doch stringent eigene kurdische Interessen. 
 

Die KDP (Kurdische Demokratische Partei) Massoud Barzanis kontrolliert die Provinzen Erbil und Dohuk im 
Nordwesten des Kurdengebiets mit Grenzen zu Syrien, Türkei und Iran. Sie verfügt mit der PUK (s. 
nachfolgend) zusammen über bis zu 100.000 Milizionäre der Peshmerga und tritt für die Beibehaltung bzw. den 
Ausbau kurdischer Autonomie ein. 
 

Die PUK (Patriotische Union Kurdistans) mit Staatspräsident Dschalal Talabani als 
 

Parteichef übt die Kontrolle über die Provinz Sulaimaniya im Süden des Kurdengebiets mit Grenze zu Iran aus 
und verfügt im Vergleich zur KDP über engere Beziehungen zu Iran. Seit Kriegsende 2003 eröffnete die PUK 
Büros in Kirkuk, Mosul und Bagdad. Sie wurde 1975 durch Talabani in Berlin gegründet. PUK ist gegen den 
langfristigen Verbleib von US- und britischen Streitkräften in Irak, erachtet die ausländische Präsenz bis zu einer 
Normalisierung der Lage in Irak jedoch als erforderlich. Konkurrenz erwächst der PUK seit 2009 durch eine 
Abspaltung des früheren PUK-Funktionärs Nawchirwan Mustafa. Mit seiner neuen Partei Goran ("Wandel") hat 
er bei den Regionalwahlen im Juli 2009 auf Anhieb 24 Prozent der 
 

Stimmen erlangt, bei den Parlamentswahlen im März 2010 insgesamt acht Mandate. 
 

Militante Opposition, Milizen und terroristische Organisationen 
 

Trotz der erheblich verbesserten Sicherheitslage im Land bleiben radikale und militante Gruppierungen - 
Terrororganisationen, Milizen und sonstige "oppositionellen" Kämpfer - insbesondere im Raum Bagdad und den 
Provinzen Anbar, Ninewe und Diyala aktiv. Diese verschiedenen Gruppierungen überlagern sich zum Teil, teils 
bekämpfen sie sich aber auch gegenseitig. Sie lassen sich im Wesentlichen in folgende Strömungen einteilen: 
 

Irakische Sicherheitskräfte 
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Die irakischen Sicherheitskräfte umfassen ca. 250.000 Armee-Angehörige und ca. 340.000 Polizisten. Am 
01.01.2009 haben sie auf der Grundlage des Abzugsvertrages mit den USA formal die volle Verantwortung für 
die Sicherheit im Irak übernommen. Es bleibt abzuwarten, ob die irakischen Sicherheitskräfte diesem 
Verantwortungszuwachs gewachsen sein werden. Irakische Regierungsvertreter selbst haben wiederholt Zweifel 
daran geäußert, dass die irakischen Streitkräfte nach einem vollständigen Abzug der US-Truppen Ende 2011 
ohne Unterstützung Dritter ihrer Aufgabe voll gerecht werden können. Zu Beginn der Besatzungszeit hatte die 
Koalitionsübergangsverwaltung (Coalition Provisional Authority) die Polizei- und Streitkräfte des Saddam-
Hussein-Regimes vollständig aufgelöst. Dadurch wurden etwa 400.000 ausgebildete Sicherheitskräfte über 
Nacht arbeitslos und viele davon schlossen sich dem bewaffneten Widerstand an. Problematisch bleibt die starke 
Unterwanderung der Polizei durch Aufständische und (meist schiitische) Milizen. Die Sicherheitskräfte des 
Bagdader Innenministeriums sind z.B. stark mit Angehörigen der zur ISCI gehörenden Badr-Miliz durchsetzt. In 
vielen Fällen sollen insbesondere Polizeibeamte unmittelbar an der Planung und Durchführung von 
Terroranschlägen, Entführungen und gezielten Morden beteiligt sein. Das Vertrauen der Bevölkerung in die 
Sicherheitskräfte, insbesondere in die Polizei, ist vor diesem Hintergrund nur schwach ausgeprägt. Nur 
schleppend kommt die Integration sunnitischer Stammesverbände ("Erwachungsrat Anbar", 
"Nachbarschaftshilfen", "Sahwa") in die regulären irakischen Sicherheitskräfte voran. Die USA hatten diese dem 
alten Regime zugerechneten Stämme auf ihre Seite ziehen und gegen ausländische Al-Qaida-im-Irak-Kämpfer 
einsetzen können. Als Teil dieser Übereinkunft sollten die Kämpfer ab Oktober 2008 von der irakischen 
Regierung bezahlt und 20 Prozent von ihnen in die Armee integriert werden; der Rest sollte Stellen im zivilen 
öffentlichen Dienst erhalten. Bislang gelingt dies jedoch nur zu einem kleinen Teil. 
 

Allgemeine Sicherheitslage 
 

Trotz der sich relativ verbessernden Sicherheitslage hat die hohe Gewaltrate außerhalb der Region Kurdistan-
Irak in Irak immer noch erhebliche Auswirkungen im alltäglichen Leben. Nach wie vor sind Soldaten, 
Sicherheitskräfte sowie Politiker, Offizielle und Ausländer Hauptanschlagsziele der Terroristen, doch den 
Großteil der Opferlast trägt die weitgehend ungeschützte Zivilbevölkerung. Immer wieder sind auch sie Opfer 
nicht nur politisch motivierter Gewalt, sondern auch organisierter Kriminalität: Entführungen, Erpressungen und 
Morde. Die Schätzungen und Zählungen über die Opfer in der Zivilbevölkerung gehen weit auseinander: 
Offizielle Schätzungen zur Zahl der zivilen Opfer gibt es von amerikanischer Seite aus grundsätzlichen 
Erwägungen nicht. Die irakische Regierung nannte der VN-Mission UNAMI die Zahl von 4.068 Toten im Jahr 
2009 und von 

15.935 verletzten Personen. Allerdings sind diese Angaben nicht überprüfbar und es ist zu befürchten, dass die 
tatsächlichen Zahlen noch höher liegen. Die Opferzahl seit 2003 muss bei mehreren zehntausend Zivilisten 
liegen. Nach Angaben des Menschenrechts-Büros des irakischen Innenministeriums wurden im Jahr 2009 525 
Fälle von vermissten Personen untersucht. Bis September 2010 sind nach inoffiziellen Angaben insgesamt 4.424 
US-Soldaten getötet worden. Zusätzlich wurden ca. 320 weitere Koalitionssoldaten aus anderen Staaten und 
mindestens 450 Beschäftigte privater Sicherheitsunternehmen getötet. Die Regierung ordnet regional immer 
wieder nächtliche Ausgangssperren und Fahrverbote an. Insbesondere vor politisch wichtigen Ereignissen wie 
den jüngsten Parlamentswahlen im März 2010 oder anläßlich hoher Feiertage wurden mehrfach die Grenzen 
zum Ausland und die internationalen Flughäfen ohne vorherige Ankündigung geschlossen. Auf den Straßen des 
Landes - außer im von der kurdischen Regionalregierung kontrollierten Gebiet - muss weiterhin mit bewaffneten 
Überfällen und Bombenanschlägen (sog. roadside bombings) gerechnet werden. Der Flugverkehr auf dem 
internationalen Flughafen Bagdad verlief bisher eingeschränkt, aber ohne Zwischenfälle. Inzwischen steigt die 
Anzahl internationaler Luftfahrt-Unternehmen, die den Flughafen bereits wieder anfliegen oder dies planen. Der 
Flughafen ist 2008 in die Kontrolle der irakischen Sicherheitskräfte übergegangen, private 
Sicherheitsunternehmen sorgen für die Sicherheit. In der Region Kurdistan-Irak ist die Sicherheitslage deutlich 
besser als in Bagdad und dem Rest des Landes. Anschläge geschehen hier viel seltener, so z. B. am 10.03.2008, 
als mindestens zwei Menschen bei einer Bombenexplosion vor einem internationalen Hotel in Sulaimaniya 
getötet wurden, sowie zuletzt am 29.09.2010, als sich ein Selbstmordattentäter vor einer Militärkaserne im 
Grenzgebiet zu Iran in der Provinz Sulaimaniya in die Luft sprengte und zwei Personen verletzte. In den Kandil-
Bergen an der Grenze zu Iran haben sich auf kurdisch-irakischem Gebiet die extremistische v.a. 

türkisch-kurdische Gruppe Partiye Karkaren Kurdistan (PKK; auch Kongra-Gel genannt) und deren iranische 
Schwesterpartei Partiye Jiyani Azad a Kurdistane (PJAK) festgesetzt. Dort haben in der Vergangenheit das 
türkische Militär (gegen PKK) und das iranische Militär (gegen PJAK) Anti-Terror- Operationen mit zum Teil 
erheblichen militärischen Mitteln (Panzerbeschuss, Luftangriffe) ausgeführt. Dabei soll es auch vereinzelt zivile 
Opfer gegeben haben. In den außerhalb der Region Kurdistan-Irak liegenden Gebieten des Nordirak bleibt die 
Zahl der Anschläge und der Todesopfer hoch. Besonders prekär ist die Lage in den Provinzen Niniwe mit der 
Hauptstadt Mosul und Tamin mit der Hauptstadt Kirkuk Die ehemalige Regierung unter Saddam Hussein führte 
in den 1990er Jahren eine aggressive Arabisierungspolitik in Kirkuk durch. Vor allem kurdische Gruppen 
versuchen seit dem Sturz des Regimes, diese Politik rückgängig zu machen, indem die arabische Bevölkerung 
zur Rückkehr in ihre ehemaligen Siedlungsgebiete aufgefordert wird und gezielt Kurden in Kirkuk angesiedelt 
werden. Diese Siedlungspolitik führt zu Spannungen in der Bevölkerung. Ein offener ethnischer Konflikt ist 
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bisher nicht ausgebrochen, doch kommt es immer wieder zu Anschlägen in der gesamten Provinz. Zudem birgt 
der Streit um den Status der Stadt Kirkuk und der Provinz Tamin ein erhebliches Potential an Spannungen 
zwischen den Volksgruppen. Die Verfassung (Art. 140) sah bis Ende des Jahres 2007 ein Referendum über die 
Zugehörigkeit des besonders ölreichen Gebietes zur autonomen Region Kurdistan-Irak vor. Dieses Referendum 
ist auch an dem auf Juni 2008 verschobenen Termin nicht durchgeführt worden. Voraussetzung für ein solches 
Referendum wäre eine Volkszählung, die deshalb ebenfalls umstritten ist. Im schiitisch dominierten und 
heterogeneren Südirak gibt es weniger Anschläge als im Zentralirak. Anschläge ereignen sich jedoch auch in 
südirakischen Städten wie Hilla, Nadschaf, Kut und Basra. 
 

Staatliche Repressionen 
 

Weiterhin kommt es zu Menschenrechtsverletzungen durch staatliche Stellen. Vor allem aber ist der Staat nicht 
in der Lage, die Sicherheit der Zivilbevölkerung und die Ausübung der in der Verfassung verankerten Rechte 
und Grundfreiheiten landesweit zu ermöglichen. 
 

Politische Opposition 
 

Erkenntnisse über die gezielte Unterdrückung der politischen Opposition durch staatliche Organe liegen nicht 
vor. Allerdings gibt es immer wieder Hinweise auf Unterwanderung durch militante Gruppen, die bereit sind, 
gegenüber dem politischen Gegner Gewalt anzuwenden, und Beteiligung an Menschenrechtsverletzungen (vgl. 
I.7.1.). Ob der Ausschluss von Kandidaten für die Parlamentswahlen im März 2010 eine gezielte politische 
Maßnahme zur Schwächung von Oppositionsparteien oder rechtmäßig war, war Gegenstand eines heftigen 
innenpolitischen Streits. In der Region Kurdistan-Irak beklagt die oppositionelle Partei Goran zwar staatliche 
Diskriminierung ihrer Mitglieder und Wähler (Entfernung aus dem Staatsdienst), sie hat aber ohne 
Einschränkung Zugriff auf die staatliche Parteien- und Abgeordnetenfinanzierung. 
 

Religionsfreiheit / Diskriminierung ethnischer und konfessioneller Minderheiten 
 

Die Verfassung bestimmt den Islam zur Staatsreligion und zu einer Hauptquelle der Gesetzgebung. Art. 3 legt 
ausdrücklich die multiethnische, multireligiöse und multikonfessionelle Ausrichtung des Irak fest, betont aber 
auch den arabisch-islamischen Charakter des Landes. Art. 2 Abs. 2 der Verfassung erwähnt ausdrücklich 
Christen, Jesiden, Sabäer und Mandäer (neben Muslimen). Art. 41 und Art. 2 Abs. 2 legen fest, dass Wahl und 
Ausübung der Religion frei sind. Die Freiheit zu missionieren wird nicht explizit gewährt, allerdings im 
irakischen Strafgesetzbuch auch nicht sanktioniert. Das Strafgesetzbuch kennt auch sonst keine aus dem 
islamischen Recht übernommenen Straftatbestände, wie Abfall vom Islam; auch spezielle, in anderen 
islamischen Ländern existierende Straftatbestände, wie z. B. Beleidigung des Propheten, existieren nicht. Trotz 
der verfassungsrechtlichen Gleichberechtigung leiden die in IRQ beheimateten religiösen Minderheiten unter 
weitreichender Diskriminierung und Verfolgung; auch die schiitische Mehrheits-Bevölkerung ist immer wieder 
Ziel von Gewalt und Angriffen. Nach dem Fall des zentralistischen Hussein-Regimes ist die irakische 
Gesellschaft in ihre (konkurrierenden) religiösen und ethnischen Segmente zerfallen. Ablehnung und Mißtrauen 
gegenüber dem "Anderen" überwiegt immer noch den Willen zur Integration aller Gruppen in ein lebendiges 
Ganzes. Die ethnisch-konfessionellen Gegensätze werden - begünstigt durch das andauernde Machtvakuum und 
eine fortschreitenden Islamisierung - durch Extremisten instrumentalisiert. Konfessionell motivierte Verbrechen 
wie Ermordungen, Folter und Entführungen von Angehörigen der jeweils anderen Glaubensrichtung ereignen 
sich nach wie vor landesweit, auch wenn Massenentführungen seit Mitte 2008 nachgelassen haben. Brennpunkt 
der Auseinandersetzungen ist die territorial umstrittene (bedeutende Ölvorkommen aufweisende) und historisch 
multiethnisch bewohnte Provinz Niniveh. Da die sunnitische Bevölkerung dort mit aQiI sympathisiert, hat sich 
die Terrorgruppe dort einen neuen Rückzugsort geschaffen, insbesondere seit ihrer Verdrängung Ende 2007 aus 
der Provinz Anbar. Eine unmittelbare Diskriminierung oder Verfolgung religiöser oder ethnischer Minderheiten 
durch staatliche Behörden findet zwar nicht in systematischer Weise, aber in signifikantem Umfang statt. Dabei 
führt die häufige Verwendung von staatlichen Uniformen und Fahrzeugen durch Angreifer diverser 
Milizgruppen dazu, dass sich die Verantwortung für bestimmte Taten oftmals nicht eindeutig zuordnen lässt. 
Angesichts der allgemein prekären Sicherheitslage und der schleppenden Wiederherstellung des staatlichen 
Gewaltmonopols kann der Staat den staatlichen Schutz der Minderheiten nicht ausreichend sicherstellen. In der 
Region Kurdistan-Irak sind Minderheiten hingegen weitgehend vor Gewalt und Verfolgung geschützt. Die 
Anfang Juli 2009 vom kurdischen Regionalparlament verabschiedete Verfassung - die noch durch ein 
Referendum bestätigt werden muss - sieht umfangreiche Rechte für religiöse und ethnische Minderheiten in der 
Region vor. 
 

Strafverfolgungs- und Strafzumessungspraxis 
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Die allgemeine Kriminalität ist nach wie vor sehr hoch. Eine Verfolgung von Straftaten findet nur unzureichend 
statt. Entführungen, Raubüberfälle und Diebstähle sind an der Tagesordnung. In den vergangenen Jahren 
ereigneten sich spektakuläre Geiselnahmen, so am 29.05.2007 die Entführung von fünf britischen 
Staatsangehörigen aus dem irakischen Finanzministerium, deren einziger Überlebender erst zum Jahresende 
2009 frei kam. Auch irakische Bürger - insbesondere solche mit Kontakten zu ausländischen Vertretungen oder 
Hilfsorganisationen - sind Ziele krimineller und/oder ideologisch motivierter Geiselnehmer. Im Einzelnen liegen 
keine belastbaren Erkenntnisse zur Strafverfolgungs- und Strafzumessungspraxis vor. Medienberichte vermitteln 
den Eindruck einer allenfalls in Ansätzen funktionierenden Strafjustiz. Es mangelt an ausgebildeten, 
unbelasteten Richtern; eine rechtsstaatliche Tradition gibt es nicht. Viele Richter handeln weniger nach dem 
Gesetz als nach Partikularinteressen. Im Rahmen von durch die Bundesregierung finanzierten Maßnahmen zur 
Stärkung des Rechtsstaats erlangte Hinweise deuten darauf hin, dass bereits im Ermittlungs-Stadium 
rechtsstaatliche Grundsätze nur unzureichend zur Anwendung kommen. Weiterhin erfahren materielle 
Beweismittel nicht die gleiche Würdigung wie - oftmals unter Folter gewonnene - Geständnisse. Häufig werden 
überhöhte Strafen verhängt. Nach Angaben des irakischen Menschenrechtsministeriums wurde auf Grundlage 
eines im Jahre 2008 in Kraft getretenen Amnestiegesetzes bisher 35.000 Personen Amnestie gewährt; 19.000 
wurden aus der Haft entlassen. Die Haftbedingungen sind nach wie vor sehr unzureichend. Obwohl nach 
irakischem Strafprozessrecht Untersuchungshäftlinge binnen 24 Stunden einem Untersuchungsrichter vorgeführt 
werden müssen, wird diese Frist nicht immer respektiert und mitunter auf über 30 Tage ausgedehnt. Auch die 
Lage in der Region Kurdistan-Irak ist von willkürlichen Verhaftungen, mangelnder Rechtsstaatlichkeit, 
Richtermangel und ungenügend kontrollierten Sicherheitskräften gekennzeichnet. Die Asayish-Sicherheitskräfte 
operieren außerhalb der Kontrolle des zuständigen Innenministeriums. In mehreren Fällen kamen von 
ordentlichen Gerichten freigesprochene Angeklagte in den Asayish-Gefängnissen in Haft. In einem glaubhaft 
belegten Fall berichtet Amnesty International von einem Gefangenen, der seit zehn Jahren ohne Verfahren in 
Haft sitzt. Haftbesuche sind nur eingeschränkt möglich. Die kurdische Regionalregierung zeigt sich bemüht, die 
Situation zu verbessern und die Sicherheitskräfte stärker zu kontrollieren. 
 

Repressionen Dritter 
 

Neben die staatliche Repression treten - in Ausmaß und Qualität weitaus erheblicher - massive 
Menschenrechtsverletzungen und Repressionen durch nicht-staatliche Akteure, vor denen Regierung und Staat 
die Bürger nicht schützen können. 
 

Besonders gefährdete gesellschaftliche Gruppen 
 

Polizisten, Soldaten, Intellektuelle, alle Mitglieder der Regierung bzw. Repräsentanten des früheren Regimes, die 
inzwischen mit der neuen Regierung zusammenarbeiten, sind besonders gefährdet. Auch Mitarbeiter der 
Ministerien sowie Mitglieder von Provinzregierungen werden regelmäßig Opfer von gezielten Anschlägen. 
Neben unzähligen Straßen-Sprengfallen, Feuerwaffen-Überfällen und Selbstmordanschlägen auf öffentliche 
Märkte, Polizeistationen und Verwaltungsgebäude im Laufe des Jahres 2009 kam es in jüngster Zeit vor allem zu 
Großanschlägen auf Ministerien der Zentralregierung im Herzen der irakischen Hauptstadt, bei denen jeweils 
mehr als 100 Menschen ums Leben und insgesamt mehr als 1.000 verletzt wurden; sie zielten darauf ab, das 
Vertrauen der Menschen in die Fähigkeiten der Regierung und der irakischen Sicherheitskräfte zu erschüttern. 
Am 19.08.2009 waren das Außen- und Finanzministerium das Ziel (auf den Tag fünf Jahre nach dem Anschlag 
auf das UN-Hauptquartier); am 25.10.2009 das Justizministerium und das Bagdader Gouverneursamt; am 
08.12.2009 Büros des Justiz-, Innen- und Arbeitsministeriums und am 25.01.2010 vier Hotels in Bagdad, die von 
irakischen Abgeordneten und hohen Beamten, aber auch von internationalen Journalisten regelmäßig genutzt 
werden. Am 04.04.2010 (Ostersonntag) richteten sich Anschläge gegen drei ausländische Vertretungen, darunter 
die Deutsche Botschaft. Dabei kamen ca. 30 Menschen ums Leben, ca. 100 wurden verletzt. Zuletzt überzogen 
Terroristen das Land am 25.08.2010 mit einer Serie von 20 fast zeitgleichen Anschlägen in zehn Städten, bei 
denen ca. 60 Menschen getötet wurden. Ziele waren hauptsächlich Einrichtungen der irakischen 
Sicherheitskräfte. Auch Mitglieder politischer Parteien stehen im Visier der militanten Opposition. Im Vorlauf 
zu den Provinzwahlen am 31.01.2009 wurden sechs Kandidaten ermordet und Schulen, die als Wahlbüros 
genutzt wurden, angegriffen. Seit Jahresende 2009 häufen sich wieder Anschläge in der Provinz al-Anbar. So 
wurden bei einem Bombenanschlag auf das Gouverneursamt in der Provinzhauptstadt Ramadi am 30.12.2009 20 
Personen getötet und ca. 60 weitere verletzt - darunter auch der Gouverneur. Acht Personen wurden am 
13.02.2010 in Bagdad verletzt, als insgesamt fünf Bomben vor Büros säkularer Parteien explodierten. Am 
28.03.2010 starben in der west-irakischen Stadt Al-Kaim ein Vertreter der Reformbewegung "Hal" und fünf 
weitere Menschen bei einer Serie von Explosionen in der Nähe des Hauses des Politikers. Die Täter wurden im 
extremistischen Umfeld vermutet. Seit Mitte 2003 sind 340 Professoren getötet oder entführt worden, rund 1.500 
haben das Land verlassen. Der damalige Dekan der Germanistischen Fakultät der Universität Bagdad, Prof. Fuad 
Mohammad, wurde am 19.04.2005 von Maskierten in seinem Auto erschossen. Jüngstes Opfer war ein Professor 
der Universität Mosul, der am 03.10.2010 in seinem Haus in Mosul erschossen wurde. Es gibt Hinweise dafür, 
dass einige Professoren inzwischen wieder an die Universtitäten in Bagdad, Basra, Babilon, Kerbala und al-
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Anbar zurückkehren. Friseure (das Stutzen von Bärten verstößt gegen das religiöse Empfinden von Radikalen), 
Inhaber von Geschäften, in denen Alkohol verkauft wird, Zivilisten, die für internationale Regierungs- und 
Nichtregierungsorganisationen oder ausländische Unternehmen arbeiten, und Ärzte bzw. medizinisches Personal 
werden immer wieder Zielscheibe der Aufständischen. Dabei sind die Attentäter in der Lage, ihre Opfer sehr 
präzise auszuwählen und zu treffen. Besonders Ärzte verlassen Irak und verstärken dadurch den Mangel an 
qualifizierten Medizinern. Ein Gesetzentwurf, den das irakische Kabinett am 17.01.2010 verabschiedete, sollte 
Ärzte zur Rückkehr ermuntern und sah u.a. vor, dass sie künftig zum Selbstschutz Waffen bei sich tragen dürfen 
und vor Entschädigungsforderungen lokaler Stämme geschützt werden. Insbesondere im Süden des Landes ist es 
Tradition, finanzielle Entschädigung von einem Arzt einzufordern, sollte ein Familienmitglied während der 
Behandlung sterben. Jedem, der solche Ansprüche erhebt, soll fortan eine Haftstrafe von drei Jahren oder eine 
Geldstrafe von rund 5500 Euro drohen. 
 

Diskriminierung ethnisch-religiöser Minderheiten 
 

Die Folge der fortschreitenden Islamisierung ist eine wachsende Ausgrenzung von Angehörigen nicht 
ausdrücklich unter dem Schutz der islamischen Religion stehender Glaubensrichtungen. Indes ist es gelungen, 
die Gefahr eines offenen Bürgerkriegs zwischen der jahrzehntelang diskriminierten schiitischen Mehrheit und 
der bisherigen sunnitischen Führungsschicht abzuwenden. Seit dem Durchgreifen der Regierung gegenüber 
schiitischen Milizen ist eine politische Annäherung zwischen Teilen des sunnitischen und schiitischen 
Spektrums zu verzeichnen. Der Ausgang der Regierungsbildung, insbesondere die Frage, inwieweit sunnitische 
Kräfte eingebunden werden, kann maßgeblichen Einfluss auf die künftige Entwicklung haben. In den Gebieten, 
in denen insbesondere islamistische Gruppierungen Terrorakte gegen die irakische Regierung und USF-I 
begehen, werden auch religiöse Minderheiten (insbesondere, aber nicht nur Christen und Jesiden) Opfer von 
Anschlägen und massiver Diskriminierung durch Islamisten, die der irakische Zentralstaat nicht verhindern 
kann. 
 

Ausweichmöglichkeiten 
 

Die prekäre Menschenrechtslage sowie das massive Sicherheitsdefizit bestehen, trotz relativer Verbesserung der 
Sicherheitslage insgesamt, in allen Teilen des Zentral- und Südirak fort. Die Behörden derjenigen Provinzen, die 
bisher "bevorzugte" Fluchtziele waren (vor allem die Region Kurdistan-Irak), sind mit der Versorgung der 
Flüchtlinge überfordert. Die Versorgungslage der Binnenvertriebenen ist nach wie vor schwierig, besonders in 
den kurdischen Provinzen ist ihre Nahrungsmittelversorgung problematisch. Insgesamt sind die 
Lebensbedingungen in den unter kurdischer Autonomie stehenden Teilen des Nordirak besser als im übrigen 
Staatsgebiet. Doch ist die Sicherheitslage auch dort angespannt. In den kurdisch kontrollierten Gebieten gab es 
den ersten seit über einem Jahr öffentlich bekannt gewordenen Anschlag am 29.09.2010 in der Provinz 
Sulaimaniya nahe der iranischen Grenze, bei dem der Selbstmordattentäter ums Leben kam und zwei kurdische 
Soldaten vor einer Kaserne verletzt wurden. Den kurdischen Sicherheitsbehörden gelingt es mit enormem 
Ressourcen-Aufwand, extremistische Vereinigungen wie Ansar as-Sunna bzw. Ansar al-Islam und al-Qaida, die 
dort terroristisch aktiv sein wollen, weitgehend zu kontrollieren. Ein lückenloser Schutz der Bevölkerung 
einschl. gefährdeter Minderheiten ist dennoch nicht immer möglich. Die Regionalregierung führt die Verwaltung 
und die rein kurdischen Sicherheitskräfte mit straffer Hand. Die Menschenrechtslage in der von patriarchalischen 
Traditionen geprägten Region ist nicht befriedigend: es gibt willkürliche Verhaftungen, ungenügend kontrollierte 
Sicherheitskräfte und Gewalt gegen Frauen. Im September 2006 wurde die Todesstrafe eingeführt (vgl. auch 
Abschnitt III. 3.). Die massive innerirakische Migration in die Region Kurdistan-Irak belastet die Ressourcen der 
Regionalregierung stark und birgt die Gefahr einer Destabilisierung der Region. Durch ein 
Registrierungsverfahren wird daher der Zuzug kontrolliert. Jeder irakische Staatsangehörige, der von außerhalb 
in die Region kommt, erhält an den Kontrollpunkten eine Besuchskarte. Wer nur als Reisender oder Tourist dort 
bleibt, gibt die Karte beim Verlassen des kurdischen Gebiets zurück. Wer dauerhaft bleiben möchte, muss zur 
Asayish-Behörde des jeweiligen Bezirks gehen und sich anmelden. Die Anmeldung wird an die zentrale 
Asayish-Behörde beim Innenministerium geschickt, die prüft, ob Bedenken gegen die Niederlassung bestehen. 
Häufig wird eine Bürgschaft durch einen rechtmäßig in Kurdistan-Irak lebenden Residenten verlangt. Bestehen 
keine Bedenken gegen die Niederlassung, wird dem Zuziehenden eine Meldebescheinigung in Kartenform 
ausgestellt. Informationen über die Anzahl der Anträge und Ablehnungen werden nicht veröffentlicht. 
 

Menschenrechtslage 
 

Die Menschenrechtslage ist weiterhin katastrophal. Nichtstaatliche Akteure, insbesondere Aufständische, sind 
für viele Menschenrechtsverletzungen (gezielte Morde, ethnische Säuberungen, Anschläge, Entführungen) im 
Irak verantwortlich. Angehörige staatlicher Organe (Polizei, Streitkräfte) begehen ebenfalls 
Menschenrechtsverletzungen. Die irakischen Sicherheitskräfte sind bislang nicht in der Lage, gefährdete oder 
verfolgte Bevölkerungsgruppen effektiv zu schützen. Die Entwicklung einer nationalen Menschenrechtsstrategie 
ist avisiert, steht bislang jedoch aus. Der in der Verfassung festgeschriebene Aufbau von 
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Menschenrechtsinstitutionen kommt nur schleppend voran. Das seit 2003 existierende 
Menschenrechtsministerium hat nur eine sehr schwache Stellung innerhalb der Regierung. An das 
Menschenrechtsministerium angeschlossen ist ein eigenes Menschenrechtsinstitut. Der Arbeitsbeginn der 
unabhängigen Menschenrechtskommission verzögert sich aufgrund der noch nicht erfolgten Benennung der 
Kommissionsmitglieder. 
 

Situation für Rückkehrerinnen und Rückkehrer 
 

Der Flüchtlingsstrom in die Nachbarländer aus dem Irak scheint zunächst gestoppt oder zumindest stark 
zurückgegangen zu sein. Auf sehr niedrigem Niveau ist eine freiwillige Rückkehrbewegung irakischer 
Flüchtlinge in ihr Heimatland zu beobachten. Nur die in den achtziger und neunziger Jahren geflohenen 
irakischen Kurden kehren in nennenswertem Maße in die Region Kurdistan-Irak zurück. Sie ist auch unverändert 
Ziel von Binnenflüchtlingen. Im restlichen Irak kann trotz der Verbesserung der Sicherheitslage in einigen 
Landesteilen sowie angeblicher finanzieller Anreize zur Rückkehr durch die Regierung bisher nicht von einer 
"Rückkehrwelle" gesprochen werden. Diejenigen, die zurückkehren, können meist nicht in ihre "ethnisch 
gesäuberten" Viertel zurück und verlassen die Aufnahmestaaten wegen wirtschaftlicher Not oder illegalen 
Status'. Als Folge sollen nach Angaben des UNHCR ca. 450.000 Personen landesweit illegal in Behelfs-
Unterkünften Zuflucht gefunden haben; da ihr Status von der Regierung nur geduldet wird, leben Sie in einer 
prekären Lage. Oftmals wird ihnen aufgrund fehlender Registrierung der Zugang zu staatlichen 
Grundversorgungsleistungen verwehrt oder zumindest erschwert. Die Situation der bereits in Jordanien oder 
Syrien befindlichen Flüchtlinge verschlechtert sich, da finanzielle Ressourcen aufgezehrt sind und die Behörden 
der Aufnahmeländer härter durchgreifen. Der Abwanderungsdruck der in der Region befindlichen Iraker nach 
Europa und in die USA ist deshalb weiterhin sehr hoch. Im Jahr 2009 hat Deutschland im Rahmen europäischer 
Bemühungen in Kooperation mit dem UNHCR ca. 2.500 besonders schutzbedürftige irakische Flüchtlinge aus 
diesen beiden Staaten aufgenommen, die keine Perspektive für eine Rückkehr in den Irak haben. Im Jahr 2009 
kehrten nach Angaben der Vereinten Nationen 205.000 Personen an ihre Heimatorte in Irak zurück; davon 
167.740 Binnenvertriebene und 37.090 Flüchtlinge, vor allem aus Syrien, Jordanien und Iran. 90% aller 
Rückkehrer kommen nach Bagdad und in die benachbarte Provinz Diyala. Keine belastbaren Angaben gibt es zu 
Unterstützungsleistungen der irakischen Regierung für freiwillige Rückkehrer. Während der UNHCR von 
Leistungen von einer Mio. irakischer Dinar (ca. 580 ¿) pro Rückkehrer spricht, berichten andere internationale 
Organisationen, dass derartige Reintegrationshilfen nicht bei den Betroffenen ankämen bzw. nur sehr 
einschränkt gezahlt würden. Das irakische Außenministerium verneinte im Gespräch mit der Botschaft Bagdad 
am 7.10.2010 die Existenz von Leistungen an Rückkehrer (aus Europa). 
 

Behandlung zurückgeführter Iraker 
 

Eine Bewertung der Sicherheitslage für zurückgekehrte Flüchtlinge und Binnenvertriebene ist sehr schwierig. 
Aus der Befragung von Rückkehren ergibt sich ein sehr uneinheitliches und fragmentiertes Bild. Danach ist die 
Sicherheit von Rückkehrern von einer Vielzahl von Faktoren abhängig - u.a. von ihrer ethnischen und religiösen 
Zugehörigkeit, ihrer politischen Orientierung, den Verhältnissen am Ort der Rückkehr - und kann sich sogar von 
Stadtviertel zu Stadtviertel unterscheiden. Nach wie vor sind Rückkehrer Ziel von allgemeiner 
Gewaltkriminalität, Bedrohungen und Anschlägen, insbesondere in Gegenden, in denen ihre Ethnie bzw. 
religiöse Gruppierung nicht die Mehrheit darstellt. Sie leben in der Regel unter schwierigen Bedingungen. Die 
weiterhin fragile Sicherheitslage sowie schwerwiegende Defizite in der Versorgung zur Deckung der 
Grundbedürfnisse sowie im Gesundheits- und Bildungsbereich können die Situation von Rückkehrern im Irak 
erheblich erschweren. Ein größerer Zustrom von Rückkehrern in den Irak könnte eine destabilisierende Wirkung 
entfalten. 
 

Versorgungslage (Gesundheitswesen) 
 

Irak besitzt kaum eigene Industrien. Hauptarbeitgeber ist der Staat. Ca. 7 % der Bevölkerung sind in der 
Landwirtschaft tätig. Wirtschaftsentwicklung wie auch wirtschaftspolitische Überlegungen im Irak sind seit 
Kriegsende geprägt durch umfassende Wiederaufbauanstrengungen, die angesichts der politischen und 
Sicherheitslage allerdings nur schleppend voranschreiten. 30% bis 40% der internationalen Wiederaufbaumittel 
müssen für Sicherheitsmaßnahmen ausgegeben werden. Trotz dieser internationalen Hilfsgelder bleibt die 
Versorgungslage der irakischen Bevölkerung infolge der miserablen Sicherheitslage und wiederholter Anschläge 
auf die Ölinfrastruktur des Landes schlecht. Über 1,5 Mio. Iraker erhalten reguläre Gehälter von der Regierung 
und den multinationalen Streitkräften. Die übrigen Iraker leiden unter ausbleibenden bzw. niedrigen Einkommen 
und der hohen Arbeitslosigkeit (laut irakischem Sozialministerium ca. 50%). 
 

Nach Einschätzung der Weltbank ist seit 2003 ein deutlicher Anstieg der Armut zu verzeichnen. Mitarbeiter von 
Hilfsorganisationen können sich wegen der instabilen Sicherheitslage kaum bewegen. Unter dem Eindruck der 
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Entführungen haben alle noch im Irak tätigen Hilfsorganisationen ihr entsandtes Personal abgezogen. Viele 
Hilfsorganisationen führen ihre Programme mit irakischen Ortskräften weiter. 
 

Das irakische Handelsministerium lässt weiterhin Nahrungsmittel verteilen. Insbesondere der 
Gesundheitszustand der Kinder hat sich seit März 2003 deutlich verschlechtert. Waren vor dem Krieg 4,4% der 
Kinder unterernährt, waren es nach Angaben des UNHCR 2005 7,7%. Von den Kindern unter fünf Jahren leidet 
jedes vierte an Unterernährung. Die Möglichkeit des Schulbesuchs ist in Anbetracht der Sicherheitslage für viele 
irakische Kinder stark eingeschränkt oder mit erheblichen Gefahren für Leib und Leben verbunden. Viele 
Schulen haben aus Mangel an Lehrpersonal geschlossen. 
 

Die Stromversorgung hat sich nach der Besetzung des Landes drastisch verschlechtert. Ursächlich hierfür sind 
Plünderungen, umfangreiche Sabotageakte sowie die prekäre Sicherheitslage. Die öffentliche Stromversorgung 
in Bagdad ist auf ca. sechs Stunden täglich beschränkt, während der restlichen Zeit sind die Iraker auf Strom aus 
privaten Generatoren angewiesen. Landesweit steht 85 % der Haushalte weniger als zwölf Stunden am Tag 
Strom zur Verfügung. Die Versorgung mit Mineralöl bleibt unzureichend und belastet die Haushalte wegen der 
hohen Kraftstoffpreise unverhältnismäßig (bis zu 60 % Ausgaben nur für Diesel zur Stromerzeugung). 
 

Die Wasserversorgung wird von der schlechten Stromversorgung in Mitleidenschaft gezogen und ist ebenfalls 
weiterhin kritisch. Es fehlt vor allem an Chemikalien zur Wasseraufbereitung, aber auch die völlig maroden und 
teilweise im Krieg zerstörten Leitungen führen zu hohen Transportverlusten und Seuchengefahr. Im gesamten 
Irak verfügen heute nur ca. 50% der Bevölkerung über Zugang zu sauberem Wasser. Vor dem Krieg waren es 60 
%. Zwei Drittel der Iraker leiden unter regelmäßigen Versorgungsengpässen. 
 

Auch die medizinische Versorgung bleibt angespannt: In Bagdad arbeiten viele Krankenhäuser nur mit deutlich 
eingeschränkter Kapazität. Die Ärzte und das Krankenhauspersonal gelten generell als qualifiziert, viele haben 
aber aus Angst vor Entführungen oder Repressionen das Land verlassen. 
 

Die für die Grundversorgung der Bevölkerung besonders wichtigen 

1.800 Primary Health Centers sind entweder geschlossen oder wegen baulicher, personeller und 
Ausrüstungsmängel nicht in der Lage, die medizinische Grundversorgung sicherzustellen. Seit 2003 sind erst 
210 dieser Einrichtungen wieder hergestellt worden. Zwar beträgt das Budget für das Gesundheitswesen 
inzwischen 10% des nationalen Haushalts. Es mangelt aber, wie überall, an der raschen Umsetzung geplanter 
Investitionen. 
 

Nach Angaben des IKRK beklagen viele Krankenhäuser die mangelnde Energie- und Trinkwasserversorgung 
sowie schlechte hygienische Bedingungen, weil sie über keinen geregelten Zugang zur Abwasser- und 
Müllentsorgung verfügen. 
 

Grundsätzlich sind in den Bagdader Apotheken viele Medikamente erhältlich. Deren Einfuhr erfolgt 
hauptsächlich über Jordanien. Es ist auch möglich, Medikamente kurzfristig zu bestellen; sie sind aber häufig vor 
allem für ärmere Bevölkerungsschichten kaum erschwinglich. 
 

Ein beträchtlicher Teil der ohnehin knappen Ressourcen des irakischen Gesundheitswesens wird für die 
Behandlung von Opfern der anhaltenden bewaffneten Auseinandersetzungen und der Anschläge beansprucht. 
 

Quelle: Deutsches Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik 
Irak, 28.11.2010 
 

3. Beweiswürdigung: 
 

3.1. Die Feststellungen zur Identität und zur Staatsangehörigkeit des BF ergeben sich aus dem von ihm 
vorgelegten Personalausweis und Staatsbürgerschaftsnachweis (AS 203 ff), ebenso seine regionale Herkunft. 
 

Die Feststellungen zu seinen Lebensumständen vor seiner Ausreise sowie in Österreich ergeben sich aus seinen 
diesbezüglich glaubwürdigen Angaben im Verfahren, ebenso die Feststellungen zu seinen Familienangehörigen 
im Herkunftsstaat. Die Feststellungen zu seinen in Österreich aufhältigen Familienangehörigen resultieren aus 
deren Verfahrensakten. 
 

3.2. Zu den vom BF vorgebrachten Fluchtgründen ist folgendes auszuführen: 
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Die Feststellung bezüglich des Todes des Bruders des BF im Zuge einer Explosion ergibt sich aus den vom BF 
vorgelegten Unterlagen (AS 211 ff). 
 

Wenngleich die bereits im angefochtenen Bescheid (siehe AS 339) angeführten Ungereimtheiten bezüglich des 
Namens des Getöteten existieren, so hat einerseits der BF in der Beschwerdeverhandlung vom 09.11.2011 
erklärt, dass es sich bei den in der Sterbeurkunde angeführten Namen um diejenigen seines Vaters und dessen 
Vater handelt, zumal beim Getöteten keine Dokumente gefunden werden konnten. So ist auch im 
Obduktionsbefund (AS 219) nur von einer vorläufigen Identifizierung ("tentatively identified decedent") die 
Rede. Andererseits zeigt auch der Umstand, dass der BF eben diese Dokumente, nämlich die Todesbestätigung, 
den Obduktionsbefund und einen E-Mail-Schriftverkehr betreffend die Herausgabe des Leichnams, vorlegen 
konnte, dass er zum Getöteten in einem gewissen Naheverhältnis gestanden haben muss. Die vom BF 
vorgebrachte Explosion bzw. Mine als Todesursache wird durch die Obduktion bestätigt, in welcher von 
traumatischen Amputationen sämtlicher Gliedmaßen und von schweren Verbrennungen die Rede ist. 
 

Dass aus diesem Tod seines Bruders keine Gefährdung des BF selbst resultiert, war deshalb festzustellen, weil 
das Vorbringen des BF diesbezüglich widersprüchlich war. 
 

So sprach der BF bei seiner Erstbefragung vom 15.09.2006 davon, gemeinsam mit seinem Bruder ab März oder 
April 2004 von Terroristen bedroht worden zu sein, entweder mit ihnen zusammenzuarbeiten oder getötet zu 
werden. Auch nach der Ermordung seines Bruders habe er mehrfach Morddrohungen erhalten (AS 9 ff). Bei der 
Einvernahme vom 21.09.2006 sprach der BF demgegenüber davon, dass seine Familie jahrelang von 
bewaffneten Gruppierungen, deren Namen er nicht kenne, bedroht worden sei (AS 105). Es seien immer wieder 
Drohzettel verteilt und Handgranaten auf die Häuser, auch auf jenes der Familie des BF, geworfen worden. 
 

Bei der niederschriftlichen Einvernahme vom 14.12.2006 nennt der BF hingegen den Namen der 
Terrororganisation, nämlich Aljish Almahdi, welche immer wieder Zettel mit Drohungen in der Wohngegend 
des BF verteilt habe, wobei der BF selbst keine solchen Zettel zugestellt bekommen habe (AS 249). Weiters 
bringt der BF bei dieser Einvernahme erstmals vor, im Oktober 2004 auf dem Weg zur Arbeit von circa zehn 
maskierten Männern geschlagen worden zu sein und sich ab diesem Zeitpunkt nur mehr bei Bekannten und 
Verwandten aufgehalten zu haben. Dies sei sein einziger persönlicher Kontakt mit dieser Organisation gewesen. 
 

Zu diesem Vorbringen, ab Oktober 2004 nicht mehr zu Hause gewohnt zu haben, in Widerspruch steht zunächst 
sein eigenes Vorbringen in derselben Einvernahme (AS 245), bis zu seiner Ausreise mit seiner Familie im Haus 
seines Vaters gewohnt zu haben. Über Vorhalt dieses Widerspruchs gab der BF an, er habe damit gemeint, 
immer an der Adresse seines Vaters gemeldet gewesen zu sein. Ebenso dazu in Widerspruch steht auch die 
Aussage der Gattin des BF in der mündlichen Beschwerdeverhandlung vom 06.10.2011, welche angibt, bis zum 
Zeitpunkt des Todes des Bruders des BF - sohin bis zum 01.08.2004 - gemeinsam mit ihrem Gatten im Haus der 
Schwiegereltern gelebt zu haben, danach habe sie bei verschiedenen Verwandten gelebt, jedoch ohne ihren 
Gatten. 
 

In der Beschwerdeverhandlung vom 09.11.2011 gibt der BF wiederum abweichend an, bereits im März oder 
April 2004 das Haus seines Vaters verlassen zu haben und zwischen verschiedenen Freunden "gependelt" zu 
sein, weil es eine schriftliche Drohung gegen ihn und seinen Bruder gegeben habe. Über Vorhalt der Angabe 
seiner Gattin betreffend das Datum des Auszugs aus dem Haus gab der BF an, diese habe sich geirrt und habe es 
"mit den Daten nicht so." 
 

Dies ändert aber nichts daran, dass der BF eben selbst unterschiedliche Daten angegeben hat, ab denen er nicht 
mehr im Haus seines Vaters gewohnt habe. Über Vorhalt dieses Umstandes gab der BF an, er sei verwirrt 
gewesen und habe Angst gehabt, abgeschoben zu werden, deswegen habe er falsche Angaben gemacht. Nach 
Ansicht des AsylGH ist es jedoch nicht nachvollziehbar, dass ein Asylwerber in dem Land, in dem er um Schutz 
ansucht, Angst hat, und es ist ihm daher zuzumuten, wahre Angaben zu tätigen. 
 

Aus den oben geschilderten Angaben des BF zu den angeblichen Bedrohungen ist weiters ersichtlich, dass aus 
ihnen keine Bedrohung für den BF selbst abgeleitet werden kann sowie dass diese überdies widersprüchlich 
gewesen sind: 
 

So spricht der BF zunächst von allgemeinen Drohschreiben in seiner Wohngegend durch terroristische 
Organisationen, deren Namen er nicht kenne. In der folgenden Einvernahme nannte der BF zwar nunmehr einen 
Namen der Organisation, gab aber nach wie vor an, die Zettel mit den Drohungen seien in seiner Wohngegend 
verteilt worden, er persönlich habe jedoch nie einen zugestellt erhalten. 
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Demgegenüber nannte der BF in der Beschwerdeverhandlung vom 09.11.2011 ein bereits im März/April 2004 
erhaltenes Drohschreiben an seinen Vater, in welchem sein Bruder genannt worden sei und welches ihn zum 
Verlassen des Elternhauses veranlasst habe. Gerade bei derart einschneidenden Erlebnissen ist nach allgemeiner 
Lebenserfahrung davon auszugehen, dass sie bereits zu einem früheren Zeitpunkt vorgebracht worden wären, 
würden sie der Wahrheit entsprechen. 
 

Im Verfahren der Gattin des BF wurde zwar ein Drohschreiben vorgelegt (vgl. AS 319 in deren Akt), in 
welchem auf den Tod eines Bruders abgestellt wird. Die Gattin des BF gab jedoch dazu an, dieses noch nie 
gesehen zu haben. Der BF gibt dazu an, dieses von Nachbarn erhalten zu haben. 
 

Gegen die Glaubwürdigkeit des BF spricht auch, dass dieser eben angibt, während der Zeit, in der er nicht mehr 
in seinem Elternhaus gelebt habe, regelmäßig mit seinen Freunden aus der Nachbarschaft telefonischen Kontakt 
gehabt habe, hingegen über zweieinhalb Jahre keinerlei Kontakt zu seiner Gattin. Dem steht auch die Aussage 
der Gattin des BF vor dem Bundesasylamt gegenüber (vgl. AS 307 in deren Verfahren), sie sei ständig in 
Kontakt mit ihrem Mann gestanden, welcher sie auch regelmäßig besucht habe. Wenngleich die Gattin des BF 
dies nunmehr in ihrer Beschwerdeverhandlung vom 06.10.2011 bestreitet und meint, die Frage vielleicht falsch 
verstanden zu haben, und der BF selbst meint, seine Gattin sei meist verwirrt, so ist dem entgegenzuhalten, dass 
die Gattin dies damals eindeutig - und unaufgefordert - angegeben hat. 
 

Weiters sprechen auch Widersprüche im Fluchtvorbringen des BF einerseits und dem seiner Gattin andererseits 
gegen die Glaubwürdigkeit. So brachte der BF - wie oben dargestellt - eine Bedrohung durch eine 
Terrororganisation vor. 
 

Demgegenüber brachte die Gattin des BF vor, dass ihre eigenen Brüder nicht akzeptiert hätten, dass der Bruder 
ihres Gatten mit den Amerikanern zusammenarbeite. Auch hätten ihre Brüder gewollt, dass ihr Gatte als Schiite 
zur Mahdi Miliz gehe, was dieser jedoch abgelehnt habe. Deswegen sei es zu einem Streit zwischen ihrer 
Familie und der Familie ihres Gatten gekommen. Nach dem Tod des Bruders des BF sei sie aus dem Haus ihrer 
Schwiegereltern ausgezogen, zumal es erst danach die Probleme mit ihren eigenen Brüdern gegeben hätte, weil 
diese erst zu diesem Zeitpunkt erfahren hätten, dass der Bruder ihres Gatten mit den Amerikanern 
zusammengearbeitet habe. Auch habe sie selbst Probleme mit den Amerikanern gehabt, weil ihre Brüder 
wichtige Männer in der Mahdi-Armee seien. 
 

Demgegenüber erwähnte der BF selbst nichts von Bedrohungen durch die Brüder seiner Gattin zu diesem 
Zeitpunkt (August 2004) oder einem Streit zwischen den beiden Familien. In der mündlichen 
Beschwerdeverhandlung vom 09.11.2011 erwähnte er lediglich erstmals, dass sich unter den Angreifern im 
Oktober 2004 auch einer der Brüder seiner Gattin befunden habe, was er aber erst einige Zeit später erfahren 
habe. Im bisherigen Verfahren habe er dies aus Angst verschwiegen. Die Brüder seiner Frau seien auch sonst nur 
einmal an ihn herangetreten und hätten ihn aufgefordert, ihnen über seinen Bruder Informationen über die 
Amerikaner zu verschaffen. 
 

Seine Gattin habe den Angaben des BF zufolge in der Beschwerdeverhandlung abgesehen von den Problemen 
mit den Amerikanern, die ihre Brüder gesucht hätten, keine Probleme gehabt. Dass diese von ihren eigenen 
Brüdern bedroht worden sei, könne zwar sein, sie habe es ihm jedoch nicht erzählt. 
 

Der Widerspruch, dass die Gattin des BF wegen der Bedrohungen durch ihre eigenen Brüder aus dem Haus der 
Eltern des BF ausgezogen sei, konnte somit nicht aufgeklärt werden. Diese selbst wunderte sich vielmehr in der 
Beschwerdeverhandlung vom 06.10.2011, warum ihr Gatte, also der BF, ihre Brüder bei seinem Vorbringen nie 
ins Spiel gebracht hatte. 
 

Aus all diesen Gründen kann den vom BF geschilderten Bedrohungen kein Glauben geschenkt werden. 
 

3.3. Im Übrigen kam im Verfahren auch keine sonstige Gefahr einer asylrelevanten Verfolgung für den BF 
hervor. 
 

Es sei auch angemerkt, dass dem Berichtsmaterial nach Ansicht des AsylGH keine Hinweise darauf zu 
entnehmen sind, dass irakische Staatsangehörige mit arabischer Volksgruppenzugehörigkeit schon alleine wegen 
ihrer Volksgruppenzugehörigkeit mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit mit Verfolgung zu rechnen hätten. 
 

Diesbezüglich ist auch darauf zu verweisen, dass der Vater, drei Schwestern und drei Brüder des BF nach wie 
vor im Irak leben. 
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3.4. Die Feststellungen des AsylGH zur Lage im Irak beruhen auf den genannten Quellen, an deren Seriosität 
und Plausibilität der AsylGH keine Zweifel hegt und welchen auch der BF nicht entgegen getreten ist. 
 

III. Rechtlich folgt daraus: 
 

1. Mit Datum 1.1.2006 ist das Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005, 
BGBl. I Nr. 100/2005 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 135/2009 AsylG) und ist somit auf alle ab diesem 
Zeitpunkt gestellten Asylanträge anzuwenden. Da der BF seinen Antrag auf internationalen Schutz nach dem 
1.1.2006 stellte, sind gemäß § 75 AsylG die Bestimmungen des AsylG 2005 grundsätzlich in der geltenden 
Fassung anzuwenden. 
 

Gemäß § 61 AsylG 2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen Bescheide des 
Bundesasylamtes. 
 

Gemäß § 9 Abs. 1 AsylGHG, BGBl. I Nr. 4/2008 in der geltenden Fassung entscheidet der Asylgerichtshof in 
Senaten, soweit eine Entscheidung durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich 
vorgesehen ist. Gemäß § 61 Abs. 3 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen 
zurückweisende Bescheide nach den §§ 4 und 5 AsylG 2005 und nach § 68 AVG durch Einzelrichter. Gemäß § 
42 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof bei Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung oder 
Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von anhängigen oder in naher Zukunft zu erwartender 
Verfahren stellt, sowie gemäß § 11 Abs. 4 AsylGHG, wenn im zuständigen Senat kein Entscheidungsentwurf die 
Zustimmung des Senates findet, durch einen Kammersenat. Im vorliegenden Verfahren liegen weder die 
Voraussetzungen für eine Entscheidung durch einen Einzelrichter noch die für eine Entscheidung durch den 
Kammersenat vor. 
 

Gemäß § 23 des Bundesgesetzes über den Asylgerichtshof, BGBl. I, Nr. 147/2008 (Asylgerichtshofgesetz - 
AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100, nicht anderes ergibt, 
auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991 - AVG, BGBl. Nr.51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffes 
"Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. In analoger Anwendung dieser Bestimmung tritt an die Stelle des 
Begriffes "Berufungswerber" der Begriff "BF". 
 

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat das erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet 
zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der 
Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu setzen und demgemäß den angefochtenen 
Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

2. Nichtgewährung von Asyl gemäß § 3 Asylgesetz 
 

2.1. Gemäß § 3 Absatz 1 Asylgesetz ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen 
Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines anderen 
Staates zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im 
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention droht. 
 

Flüchtling im Sinne des Asylgesetzes ist, wer aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu 
werden, sich außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht 
nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger 
Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im 
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Das Vorbringen des Asylsuchenden muss geeignet sein, eine asylrelevante Verfolgung im rechtlichen Sinne 
glaubhaft darzulegen. Hiezu muss zunächst eine konkrete, gegen den Asylwerber selbst gerichtete 
Verfolgungshandlung glaubhaft gemacht werden, aus der eine wohlbegründete Furcht im Sinne von § 3 Absatz 1 
Asylgesetz iVm 

Artikel 1 Abschnitt A Z 2 GFK rechtlich ableitbar ist. Hiezu genügt der bloße Hinweis auf die allgemeine Lage 
in dem Heimatland des Asylwerbers nicht (vgl hiezu zB VwGH 10.03.1994, Zahl 94/19/0056). Eine Furcht kann 
nur dann wohlbegründet sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers unter 
Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl hiezu zB VwGH 
12.05.1999, Zahl 98/01/0649). Eine Verfolgungshandlung setzt einen Eingriff von erheblicher Intensität in die zu 
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schützende persönliche Sphäre des Einzelnen voraus, der geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme 
des Schutzes des Heimatstaates zu begründen (vgl hiezu zB VwGH 25.04.1999, Zahl 99/01/0280). 
 

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK 
nennt (VwGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001, 99720/0128); sie muss Ursache dafür sein, dass sich der 
Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorherigen Aufenthaltes befindet. Die 
Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes zurechenbar 
sein (VwGH 16.6.1994, 94/19/0183; 18.2.1999, 98/20/0468). Relevant kann aber nur eine aktuelle 
Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die 
Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten 
Gründen zu befürchten habe (vgl. VwGH 9.3.1999, 98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233). 
 

2.2. Wie im Rahmen der Beweiswürdigung ausführlich dargelegt, konnte der BF keine maßgebliche Gefahr einer 
Verfolgung für den Fall seiner Rückkehr in den Irak glaubhaft machen. Eine Asylgewährung kommt deshalb 
nicht in Betracht. 
 

2.3. Der Vollständigkeit halber sei angemerkt, dass der allgemein schlechten Sicherheitslage im Irak bereits 
durch die Gewährung subsidiären Schutzes Rechnung getragen wurde. 
 

2.4. Da auch keinem der Angehörigen des BF Asyl gewährt wurde, war auch im Rahmen des Familienverfahrens 
keine Asylgewährung möglich. 
 

2.5. Folglich ist die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des Bescheides des Bundesasylamtes abzuweisen. 
 

Es war daher insgesamt spruchgemäß zu entscheiden. 


